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Vorwort 

Zu der vorliegenden Arbeit, die im Herbst 1976 der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bonn als Dissertation 
vorgelegen hat, bin ich durch Professor  Dr. Karl  Josef  Partsch  angeregt 
worden. Ihm danke ich herzlich für wertvolle Hinweise und Vertiefun-
gen, für seine förderliche  K r i t i k wie für die Möglichkeit, die Lösungs-
vorschläge in seinem Doktorandenkreis diskutieren zu lassen. 

Herrn Professor  Dr. J. Broermann  schulde ich Dank für die Auf-
nahme der Arbeit in diese Reihe. 

Bonn, im Sommer 1977 
Hubertus  von Morr 
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Einleitung 

Das Schicksal der deutschen Staatsangehörigkeit nach dem 2. Welt-
krieg ist von der Literatur nicht sehr ausgiebig erörtert worden. Dies 
gi l t vor allem für die Zeit nach dem Abschluß des Grundvertrages mit 
der DDR1, durch den manche Rechtsposition überholt worden ist. 

Neben den Abhandlungen, die sich mi t den aus der Schaffung  einer 
separaten DDR-Staatsbürgerschaft 2 erwachsenden Problemen be-
schäftigten3, sind hier vor allem die jüngeren Darstellungen von Zie-
ger4 und Bauer5 zu nennen. Das Urtei l des Bundesverfassungsgerichts 
im Normenkontrollverfahren  des Freistaates Bayern zur Verfassungs-
mäßigkeit des Grundvertrages vom 31. 7.19736 ist im Hinblick auf die 
sich aus ihm für die deutsche Staatsangehörigkeit ergebenden Konse-
quenzen bislang recht wenig behandelt worden7. 

I n Deutschland — Bundesrepublik und DDR — stehen sich zwei 
Staatsangehörigkeiten gegenüber. Nach Ansicht offizieller  Stellen der 
Bundesrepublik Deutschland gibt es aber auch heute noch, dreißig 
Jahre nach Kriegsende, eine gemeinsame deutsche Staatsangehörigkeit 
— unbeschadet der Existenz zweier Staaten in Deutschland, die nun-
mehr beide von der Völkergemeinschaft  anerkannt sind. Daraus er-
wachsen eine ganze Reihe von Problemen, wie sie jüngst auch der 
Öffentlichkeit ζ. B. durch den Abschluß von Konsularverträgen zwi-
schen der DDR und Drittstaaten bekannt wurden8. 

ι BGB l 1973 I I , S. 421. 
2 Gesetz vom 20. Februar 1967 über die Staatsbürgerschaft  der DDR (GBl I , 

S. 3). 
3 Blumenwitz, Jahrbuch für Ostrecht 1967, S. 175; Waehler JZ 1968, S. 776; 

Wit tmann, BayVerwBlät ter 1967, S. 223; Schröder ROW 1967, S. 223; Bern-
hardt, Bericht. 

4 Zieger, Das Staatsbürgerschaftsgesetz  der DDR, ders., Die Staatsange-
hörigkeit i m geteilten Deutschland, ders., Deutsche Staatsangehörigkeit heute. 

5 Bauer, Die deutsche Staatsangehörigkeit i n der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik. 

β BVerfGE 36,1 = NJW 1973, S. 1539 ff. 
7 ζ. B. Rumpf, Die deutsche Staatsangehörigkeit nach dem Grundvertrag 

ZRP 1974, S. 201 m i t einer Erwiderung von Bauer i n ZRP 1975, S. 96; 
Thiessen, Deutsche Staatsangehörigkeit und „innerdeutsche" Grenze vor dem 
Hintergrund des veränderten Karlsruher Deutschlandmodells; v .Münch, Die 
deutsche Staatsangehörigkeit am Scheideweg? 

8 Note der Regierung der DDR an die Bundesregierung v. 21.1.1975; (Neues 
Deutschland v. 7.2.1975) Antwor t -Note der Bundesregierung an die DDR 



14 Einlei tung 

Darf die Bundesrepublik die Bewohner der DDR überhaupt wie ihre 
eigenen Einwohner behandeln? Darf  sie Deutsche mi t dem Wohnsitz in 
der DDR durch ihre Vertretungen im Ausland schützen? Kann sie Ein-
bürgerungen, die von den Behörden der DDR vorgenommen werden, 
anerkennen? Gelten solche, in der DDR eingebürgerte Personen, auch 
für die Bundesrepublik als Deutsche? Dies sind nur einige Fragen, die 
auf dem Gebiet der Staatsangehörigkeit entstanden sind. Unausge-
sprochen steht das Problem der deutschen Staatsangehörigkeit auch bei 
den Folgeverträgen zum Grundvertrag wie bei dem Verhältnis beider 
deutscher Staaten zueinander überhaupt im Raum. 

Es soll versucht werden, diese Frage im folgenden zu beantworten, 
wobei zur Verdeutlichung der Problematik zunächst ein Überblick über 
die Entwicklung gegeben wird, die zu der jetzigen Lage geführt  hat. 
Da eine Beantwortung der Frage ohne Kenntnis des Wesens der Staats-
angehörigkeit nicht möglich ist, w i rd im Anschluß Begriff,  Funktion 
und Gestaltung der Staatsangehörigkeit als rechtliche Erscheinung er-
läutert. Unter diesen Aspekten werden sodann die Lösungsvorschläge, 
die zur Frage der deutschen Staatsangehörigkeit gemacht worden sind, 
erörtert. Ihnen werden abschließend eigene Vorschläge gegenüber-
gestellt. 

v. 20. 2.1975 (Bul let in des Presse- und Informationsamts der Bundesregierung 
1975 Nr. 24/S. 233 v. 25. 2.1975) auch abgedruckt im Deutschland-Archiv 1975, 
S. 330 ff.;  vgl. Blumenwitz, Die deutsche Staatsangehörigkeit und die Konsu-

larverträge der DDR mi t Dr i t ten Staaten. 



Α. Die staatsangehörigkeitsrechtliche Lage in Deutschland 

I . Geschichtliche Entwicklung 

1. Bis zum Ende des I I . Weltkriegs 

Die Grundlagen der modernen Staatsangehörigkeit (im folgenden: 
StA) wurden zu Beginn des 19. Jahrhunderts geschaffen.  I m preußischen 
allgemeinen Landrecht war der Staatsuntertan noch unter den provin-
ziellen, sozialen und ständischen Schichten verborgen, erst die Schaf-
fung der Gewerbefreiheit,  die Aufhebung des Gesindezwangs, die inner-
staatliche Zoll- und Zugfreiheit  brachte eine Mobil i tät mi t sich, die 
unter anderem auch zu einheitlichen staatsbürgerlichen Grundlagen 
führte. Hinzu kamen die Mediatisierung zahlreicher Herrschaften  nach 
dem Wiener Kongreß, die Bevölkerungsfluktuation der Unterschichten 
und die engere Verflechtung der internationalen Handels- und Wir t -
schaftsbeziehungen, die den Vormarsch des Staates in der Staatsan-
gehörigkeitsfrage  beschleunigten1. 

Die erste eingehende Regelung sta.-rechtlicher Fragen in einem 
speziellen Gesetz in Deutschland erfolgte 1842 in Preußen mi t dem 
„Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Eigenschaft als 
preußischer Untertan sowie über den Eintr i t t in den fremden Staats-
dienst" vom 31.12.1842 (GS 1843, 15). Nach diesem Gesetz wurde in 
Preußen die Gemeindebürgerschaft  durch die preußische Untertanen-
schaft vermittelt. Es war Beispiel für die gesetzliche Regelung der StA 
in zahlreichen nord- und mitteldeutschen Staaten2. Bemerkenswert ist 
der Ti tel des Gesetzes. Es kennt den Begriff  „Staatsangehörigkeit" 
noch nicht. Zwar war er vorher vereinzelt schon aufgetaucht (Nassau 
1814, Bayern 1825, Kurhessen 1831, Altenburg 1831), jedoch stets neben 
dem des „Untertanen" als ein Begriffspaar.  Es lautete: „Untertanen 
und andere Angehörige." 

Erst bei den Wahlen zur Frankfurter  Nationalversammlung wurde 
„Staatsangehörigkeit" als ein auf das Recht aller Einzelstaaten über-
einstimmend bezogener Rechtsbegriff  verwendet. Der Bundesbeschluß 
vom 7. 4.1848 ordnete an, daß jeder volljährige, selbständige Staats-

1 Die Geschichte des Staatsangehörigkeitsrechts ist jüngst sehr ausführlich 
in der Habil i tationsschrift  von Grawert dargestellt worden (Rolf Grawert : 
Staat und Staatsangehörigkeit). 

2 Vgl. Makarov, Kommentar, Einl. S. 19. 


